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Satzung  

Evangelische Hospiz Stiftung Esslingen am Neckar 

 
Präambel 

 

Viele Menschen wünschen sich ihre letzte Lebenszeit in vertrauter Umgebung, im 
Zusammensein mit Angehörigen, zu verbringen. In unserem Kulturkreis ist aber das Sterben 
in eine Tabuzone gerückt. Der Tod wird aus dem Alltag verdrängt und immer mehr 
Menschen sterben in Institutionen oder vereinsamt. Diesem Geist der Zeit zu wehren, dem 
sterbenden Menschen beizustehen und die Angehörigen zu unterstützen, sieht die 
Evangelische Gesamtkirchengemeinde Esslingen als ihre Aufgabe an. Gleichzeitig wird jede 
Form aktiver Sterbehilfe abgelehnt. Der christliche Glaube antwortet auf die Verkündigung 
des Evangeliums. Er erwächst aus der Liebe Gottes, die in Jesus Christus allen Menschen 
zugewandt ist. Im Umgang mit schwer kranken, sterbenden, trauernden und bedrückten 
Menschen erfahren Christen die helfende und heilende Gegenwart des auferstandenen 
Herrn. Die Gewissheit des Glaubens ermutigt Christen, sich dem Tod zu stellen und das 
Leben neu als Geschenk zu empfangen. Der Hospiz-Dienst hat deshalb eine diakonische 
und geistliche Zielsetzung, die von der Evangelischen Hospiz Stiftung Esslingen am Neckar 
nach Kräften unterstützt wird. 
 
 

§ 1  
 

Name, Rechtsform und Sitz 

 
(1) Die Stiftung führt den Namen „Evangelische Hospiz Stiftung Esslingen am Neckar“. 

 
(2) Sie ist eine nichtrechtsfähige unselbstständige kirchliche Stiftung in der Verwaltung der  

Evangelischen Gesamtkirchengemeinde Esslingen am Neckar, und nach den Rege-
lungen der Haushaltsordnung der Evangelischen Landeskirche in Württemberg zu füh-
ren.  

 
(3) Sie wird von der Evangelischen Gesamtkirchengemeinde Esslingen im Rechts- und Ge- 

schäftsverkehr vertreten. 
 
(4) Die Stiftung hat ihren Sitz bei der Evangelischen Gesamtkirchengemeinde Esslingen. 
 
 

§ 2  
 

Stiftungszweck 
 

(1) Zweck der Stiftung ist die Förderung und Unterstützung des Hospizdienstes der Evange- 
lischen Gesamtkirchengemeinde Esslingen, der sich zur Aufgabe gestellt hat, schwer 
kranke und sterbende Menschen, ihre Angehörigen und trauernde Menschen zu 
begleiten und zu betreuen. 

 
(2) Der Stiftungszweck kann insbesondere verwirklicht werden durch Förderung: 

 
1. des Erwerbs, der Unterhaltung und des Betriebs eines Hospizhauses der  

Evangelischen Gesamtkirchengemeinde, 
 

2. des ambulanten und stationären Hospiz-Dienstes der Evangelischen  
Gesamtkirchengemeinde, 
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3. der Fortbildung und Qualifizierung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Hospiz-

arbeit der Evangelischen Gesamtkirchengemeinde. 
 

(3) Die in Abs. 2 beispielhaft genannten Maßnahmen dienen zur Erreichung des Stiftungs- 
zwecks, sind aber nicht ausschließlich und binden insoweit den Hospizausschuss des 
Gesamtkirchengemeinderats nicht. Sie dienen vielmehr als Anregung. Der Hospizaus-
schuss des Gesamtkirchengemeinderats beschließt die konkreten Maßnahmen und 
auch die Höhe der zuzuteilenden Mittel nach pflichtgemäßem Ermessen. 

 
(4)  Ein Rechtsanspruch auf Gewährung der jederzeit widerruflichen Förderleistungen aus  

der Stiftung besteht aufgrund dieser Satzung nicht und wird durch die wiederholte Zu-
erkennung von Leistungen auch nicht begründet. 

 
(5)  Der Stiftungszweck kann auch mittelbar verwirklicht werden durch die Beschaffung von  

Mitteln (z. B. Spenden und Zinserträge) und deren Weiterleitung an steuerbegünstigte 
Körperschaften des öffentlichen Rechts oder anderer gemeinnütziger Einrichtungen, die 
diese Mittel unmittelbar im Sinne des Stiftungszwecks verwenden. 

 
 

§ 3  
 

Gemeinnützigkeit 
 
(1) Die Stiftung verfolgt als rechtlich unselbstständiger Teil der Evangelischen Gesamt- 

kirchengemeinde ausschließlich und unmittelbar kirchliche, mildtätige und gemein-
nützige Zwecke im Sinne des jeweils gültigen Abschnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" 
der Abgabenordnung. 

 
(2) Die Stiftung ist selbstlos tätig. Sie verfolgt in erster Linie keine eigenwirtschaftlichen  

Zwecke. Die Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet 
werden.  

 
(3) Keine Person darf durch Ausgaben, die dem Zweck der Stiftung fremd sind, oder durch  

unverhältnismäßig hohe Vergütungen, Zuwendungen oder Unterstützungen durch die 
Stiftung begünstigt werden. 
 
 

§ 4  
 

Stiftungsvermögen, geltende Bestimmungen, Verwendung der Erträge 

 
(1) Das Anfangsvermögen der Stiftung (Stiftungsstock) ergibt sich aus dem Errichtungsge- 

schäft. Es ist so zu bewirtschaften, dass es den Regelungen der Haushaltsordnung der 
Evangelischen Landeskirche in Württemberg entspricht. Eine Übertragung der Verwalt-
ung des Vermögens der Stiftung auf  die Stiftung der Evang. Landeskirche in Württem-
berg ist zulässig.  
 

(2) Zustiftungen sind möglich. Dem Stiftungsvermögen wachsen alle Zuwendungen zu, die  
dazu bestimmt sind (Zustiftungen). Die Stiftung ist nicht verpflichtet, Zustiftungen zuzu-
lassen. Zustiftungen sollten mindestens einen Betrag von € 5.000 erreichen.  

 
(3) Die Stiftung erfüllt ihre Aufgaben aus den Erträgen des Stiftungsvermögens und aus 

Zuwendungen, soweit diese nicht ausdrücklich zur Vergrößerung des Stiftungsvermö-
gens (Zustiftungen) bestimmt sind. 
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(4) Im Rahmen des steuerrechtlich Zulässigen können zur Werterhaltung Teile der jähr- 
lichen Erträge dem Stiftungsvermögen zugeführt oder Rücklagen gebildet werden.  
Dies gilt auch, wenn das Stiftungsvermögen durch Wertverzehr angegriffen ist. 

 
 

§ 5  
 

Stiftungsorgane 
 

Die Stiftungsorgane sind die Gremien der Evangelischen Gesamtkirchengemeinde 
Esslingen.  
 
 

§ 6  
 

Stiftungsversammlung 

(1) Es wird eine Stiftungsversammlung gebildet, der alle lebenden Stifterinnen und Stifter 
angehören. Juristische Personen werden wie natürliche Personen behandelt; sie 
gehören der Stiftungsversammlung bei Stiftungen bis € 10.000 fünf Jahre an, bei 
Stiftungen bis € 50.000 zehn Jahre und bei Stiftungen über € 50.000 fünfzehn Jahre. Die 
Stiftungs-versammlung trifft sich auf Einladung der Evangelischen Gesamtkirchenpflege 
Esslingen, die die Geschäftsführung übernimmt, in der die Tagesordnung anzugeben ist. 
Sie soll mindestens alle zwei Jahre stattfinden, wie es das Interesse der Stiftung 
erfordert. 

 
(2) Die Stiftungsversammlung wird über die Arbeit der Hospizarbeit in Esslingen informiert,  

sie begleitet und berät diese in ihrer Arbeit, gibt Anregungen und berät bei der 
Akquisition von Drittmitteln, Spenden, Zuwendungen oder Zustiftungen und der 
Öffentlichkeitsarbeit.  

 
 

§ 7  
 

Zulegung 
 

Es ist zulässig, die Stiftung in eine gemeinsame ökumenische Stiftung mit anderen 
christlichen Kirchen und der Evangelischen Gesamtkirchengemeinde Esslingen am Neckar 
einzubringen, soweit dem keine anderweitige Bestimmung der Stifter entgegensteht. Bei der 
Einbringung sollen Vorkehrungen für den Vermögensanfall getroffen werden, nach welchem 
die Evangelische Gesamtkirchengemeinde zumindest entsprechend dem eingebrachten 
Stiftungsvermögen berücksichtigt wird. Sie bedarf der Genehmigung des Oberkirchenrats. 
 
 

§ 8  
 

Vermögensanfall 

 
(1)  Der Stiftungszweck kann geändert werden, wenn entweder die Erfüllung des Stiftungs- 

zwecks unmöglich geworden ist oder nach heutiger Beurteilung die Annahme der 
Stiftung mit dem kirchlichen Auftrag nicht mehr vereinbar wäre, oder wenn das 
Stiftungsvermögen zu gering ist, um eine wirksame Erfüllung des Stiftungszwecks zu 
erreichen. Unter diesen Voraussetzungen ist auch die Auflösung der Stiftung oder ihre 
Zusammenlegung mit anderen Stiftungen möglich. Auf § 50 Abs. 1 Nr. 4 KGO wird 
hingewiesen. 
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(2) Im Falle der Auflösung oder Aufhebung der Stiftung oder beim Wegfall der steuerbe- 
günstigten Zwecke fällt das Vermögen an die Evangelische Gesamtkirchengemeinde 
Esslingen am Neckar, verbunden mit der Auflage, das Stiftungsvermögen unmittelbar 
und ausschließlich für kirchliche, gemeinnützige oder mildtätige Zwecke im Sinne dieser 
Satzung zu verwenden. 

 
 

§ 9  
 

Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt nach Beschlussfassung der kirchlichen Gremien, nicht jedoch vor Geneh-
migung durch den Evangelischen Oberkirchenrat in Kraft. 

 
 
 
 
 
Genehmigt mit Erlass vom 11. Februar 2014   
AZ: 73.21 Esslingen Ges.Kgde. zu Nr. 7/8.1         


